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Inhalt: Geſetz „betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Beſeitigung der im Stromgebiete des Rheines 
durch die Hochwaſſer herbeigeführten Verheerungen, S. 3. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz 
vom 10. April 1872 durch die Regierungs⸗Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden de., 
S. 5. 


(Nr. 8908.) Geſetz, betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Beſeitigung der im 
0 Stromgebiete des Rheines durch die Hochwaſſer herbeigeführten Verheerungen. 
Vom 21. Januar 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ır. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


Ar. 

Der Staatsregierung wird der Betrag von drei Millionen Mark zur Ver⸗ 
fügung geſtellt, um an die, im Stromgebiete des Rheines durch die Hochfluthen 
im Spätherbſte des Jahres 1882 beziehungsweiſe im Winter 1882/83 Be⸗ 
ſchädigten nach Maßgabe des nachgewieſenen Bedürfniſſes Beihülfen zu bewilligen, 


insbeſondere: 

a) an einzelne Beſchädigte zur Erhaltung im Haus- und Nahrungsſtande, 

b) an Gemeinden zur Wiederherſtellung ihrer beſchädigten gemeinnützigen 
Anlagen, 

e) zur Wiederherſtellung und zur nothwendigen Verbeſſerung der beſchä⸗ 
digten Deiche und Uferſchutzwerke und der damit in Verbindung 
ſtehenden Anlagen. 


$. 2. 
Die Beihülfen an einzelne Perſonen und Gemeinden ($. la und b) können 
bis zum Geſammtbetrage von 1200000 Mark ohne die Auflage der Rückgewähr, 
darüber hinaus nur als Darlehen bewilligt werden. Die Verzinſungs⸗ und 
Rückzahlungsbedingungen dieſer Darlehne werden von der Staatsregierung be⸗ 
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ſtimmt, doch ſind die Darlehne an Gemeinden mit mindeſtens 3 Prozent zu 
verzinſen und jedenfalls innerhalb 10 Jahren zurückzuzahlen. Die Beihülfen 
zu den im F. 1e bezeichneten Zwecken find in der Regel als Darlehne zu ge⸗ 
währen, für welche die Verzinſungs⸗ und Rückzahlungsbedingungen von der 
Staatsregierung feſtgeſtellt werden, doch iſt letztere ermächtigt, die Mittel im 
Falle des Bedürfniſſes auch ohne die Auflage der Rückgewähr zweckentſprechend 
zu verwenden. 


Er 


Die nach $. 2 jährlich zurückzuvereinnahmenden Beträge find in den Staats 
haushalts-Etat des betreffenden Jahres aufzunehmen. 


$. 4. 


Die Bewilligung und Verwendung der Beihülfen zu den im §. 1a und b 
angegebenen Zwecken erfolgt unter Mitwirkung von Kreis- und Provinzial⸗ 
kommiſſionen. 

Die Kreiskommiſſion wird von der Vertretung jedes Kreiſes beſonders 
gewählt. 

Als Provinzialkommiſſion fungirt der ſtändlſche Verwaltungsausſchuß. 

Die Kreis- und Provinzialkommiſſionen find befugt, ſich durch Kooptation 
zu verſtärken. 

In der Kreiskommiſſion führt der Landrath, in der Provinzialkommiſſion 
der Oberpräſident den Vorſitz. 


. 5. 


Die aus Anlaß dieſes Geſetzes ſtattfindenden Akte der nicht ſtreitigen Ge⸗ 
richtsbarkeit, einſchließlich der grundbuchrichterlichen Thätigkeit, erfolgen ſtempel⸗ 
und koſtenfrei. 


$. 6. 


Zur Bewilligung der im $. 1 gedachten drei Millionen Mark iſt eine 
Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrages von Schuldverſchreibungen 
aufzunehmen. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die 
Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe, wegen 
Annahme derſelben als pupillar- und depoſitalmäßige Sicherheit und wegen 
Verrechnung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 
(Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


— — 


$. 7. 
Dem Landtage iſt bei deſſen nächſter regelmäßiger Zuſammenkunft über 
die Ausführung des Geſetzes Rechenſchaft zu geben. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 21. Januar 1883. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Kameke. Maybach. Lucius. 
Friedberg. v. Goßler. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das unterm 1. November 1882 Allerhöchſt vollzogene Statut der Deich⸗ 
genoſſenſchaft Campenau durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Danzig Nr. 49 S. 359 bis 362, ausgegeben den 9. Dezember 1882; 


2) das unterm 1. November 1882 Allerhöchſt vollzogene Statut der Deich⸗ 
genoſſenſchaft Klein-Wickerau⸗Stutthof durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Danzig Nr. 49 S. 362 bis 364, ausgegeben den 9. De⸗ 
zember 1882; 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. November 1882, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen Chauſſeegeldes an den Kreis 
Ruppin für die von Alt⸗Frieſack über den Bahnhof Dammkrug bis zur 
Neu⸗Ruppin⸗Fehrbelliner Chauſſee herzuſtellende Kunſtſtraße, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 52 S. 505, ausgegeben 
den 29. Dezember 1882; 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. November 1882, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts behufs Erwerbung der zur Erweiterung der Schieß⸗ 
ſtände für die Unteroffizierſchule zu Marienwerder erforderlichen Grund⸗ 
ſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder, 
Jahrgang 1883 Nr. 3 S. 15, ausgegeben den 17. Januar 1883; 
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: 5) der Allerhöchſte Erlaß vom 22. November 1882, betreffend die Verleihung 


des Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen Chauſſeegeldes an das Amt 
Ibbenbüren und die Gemeinde Brochterbeck für die in ihren Feldmarks⸗ 
grenzen belegene Strecke der Chauſſee von Ibbenbüren über Brochterbeck, 
Lengerich, Lienen bis zur Grenze der Provinz Hannover, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 51 S. 259, ausgegeben 
den 23. Dezember 1882; 


6) das Allerhöchſte Privilegium vom 27. November 1882 wegen eventueller 
Ausfertigung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine des Kreiſes Brauns⸗ 
berg bis zum Betrage von 410 000 Mark Reichswährung durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 52 S. 350 bis 352, 
ausgegeben den 28. Dezember 1882; b 


7) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Dezember 1882, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Inger bezüglich der zur Ver⸗ 
breiterung des durch das Dorf Inger führenden Weges erforderlichen 
Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöln, Jahr⸗ 
gang 1883 Nr. 1 S. 1, ausgegeben den 3. Januar 1883, 


8) der Allerhöchſte Erlaß vom 8. Dezember 1882, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Charlottenburg bezüglich der 
zur theilweiſen Regulirung des Kurfürſtendammes erforderlichen Grund— 
ſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 52 
S. 505, ausgegeben den 29. Dezember 1882; 


9) das Allerhöchſte Privilegium vom 18. Dezember 1882 wegen eventueller 
Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes 
Oſterode bis zum Betrage von 175 000 Mark Reichswährung durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg, Jahrgang 1883 Nr. 2 
S. 7 bis 9, ausgegeben den 11. Januar 1883. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


